
Bürgermeister Reinthaler eröffnet die 6. Gemeinderatssitzung und berichtet, dass Amtsleiter 
Trausinger sich entschuldigen lässt (Krankenstand) und begrüßt Frau Maierhofer.  
 
Sodann stellt Bürgermeister Reinthaler einen Dringlichkeitsantrag zur „Auftragsvergabe für den 
Ankauf von Straßenlaternen“ (Beilage 1) und lässt über die Aufnahme in die Tagesordnung, zur 
Behandlung noch vor dem Punkt „Allfälliges“ – Punkt 19., per Hand abstimmen. Die Gemeinde-
räte stimmen dem DA, einstimmig zu. 
 
Bürgermeister Reinthaler bringt sodann einen zweiten Dringlichkeitsantrag „ Grundsatzbeschluss 
Situierung Amtsgebäude und Errichtung der neuen Zufahrtsstraßen“ (Beilage 2) ein und stellt 
abermals den Antrag zur Aufnahme in die Tagesordnung noch vor dem Punkt „Allfälliges“ – 
Punkt 20. Die Abstimmung erfolgte per Handzeichen mit 17 JA-Stimmen bzw. 2 Nein-Stimmen 
der Gemeinderäte Schnallinger und Brandstötter. 
 
 

1. Hebesätze 2015 
Der Bürgermeister berichtet, dass die Hebesätze für 2015 nach den Vorgaben des Landes OÖ 
angepasst wurden.  
Im Bereich der Müllabfuhrgebühr ergibt sich lt. einstimmigen BAV Vollversammlungsbeschluss 
vom 4.12.2014 die Notwendigkeit, den Abfallwirtschaftsbeitrag von 12.- auf 13.- Euro pro Ein-
wohner anzuheben (höhere Personalkosten, geringere Stofferlöse). 
Die Kosten der Gewichtstonne beim Restabfall erhöht sich nach 4 Jahren von jeweils 161,-€/t auf 
nunmehr 165,-€/t. 
Mit der letztjährigen Anhebung auf einen vollen Eurobetrag konnte ein kleiner finanzieller Spiel-
raum geschaffen werden, der heuer keine Erhöhung notwendig macht. 
Die Hebesätze werden mittels Beamer Projektion den Gemeinderäten zur Kenntnis gebracht. 
 
GEMEINDEAMT 
ORT IM INNKREIS 
 
Zl.: 920/2014                                                                           Ort i.I., am 16.12.2014 
Gemeindesteuern 
KUNDMACHUNG 
 
Im Sinne des § 76 Abs. 5 der OÖ. Gemeindeordnung 2002 wird hiermit kundgemacht, dass der 
Gemeinderat der Gemeinde Ort im Innkreis in der am 15. Dezember 2014 abgehaltenen öffentli-
chen Sitzung die Gebühren und Hebesätze für das Finanzjahr 2015 wie folgt festgesetzt hat: 
der Grundsteuer für land- und 
 forstwirtschaftliche Betriebe (A) mit  500 v.H. des Steuermeßbetrages 
der Grundsteuer für Grundstücke (B) mit  500 v.H. des Steuermeßbetrages 
der Lustbarkeitsabgabe (Kartenabgabe) mit      15 v.H. des Preises oder Entgeltes 
der Lustbarkeitsabgabe für die Vorführung 
 von Bildstreifen mit      10 v.H. des Preises oder Entgeltes 
der Hundeabgabe mit              €  15,00    für jeden Hund 
                €    2,00    für Wachhunde 
der Kanalbenützungsgebühr gem. § 3  
Geb.Ord.                 
                                                                                €      3,74  pro m³ und Einheit exkl. Mwst. 
                                                                                              
Grundgebühr für unbewohnte Objekte          €    75,--    exkl. Mwst.                                                                                



 
Der Wasserbenützungsgebühr gem. § 4(1) 
Gebührenordnung mit                 €      1,64   pro Kubikmeter exkl. Mwst. 
des Elternbeitrages für d. Kindergarten- 
transport  mit                                                           €      8,--    Transportvergütung inkl.Mwst.   
                je am Transport teilnehm. Kind 
Bastelbeitrag Kindergarten         €    50,--    jährl. inkl.Mwst. 
 
die Müllabfuhrgebühr 
 a) je abgeführte Mülltonne 
      mit 90 Liter Inhalt inkl. Biotonne    €   10,50   inkl. Mwst. 
 b) je abgeführte Mülltonne 
                mit 90 Liter Inhalt ohne Biotonne               €    9,50   inkl. Mwst. 
 b) je abgeführtem Container  
     mit 800 Liter Inhalt                 €  96,--    inkl. Mwst. 
 c) je abgeführtem Müllsack 
     mit 90 Liter Inhalt     €    9,50   inkl. Mwst. zusätzl.  
                                                                                                    Gebühr für Sack 
           d) Grundgebühr je Haush./Jahr              €  10,--     inkl. Mwst. 
           e) zusätzl. SESO-Mittel    €    4,80    inkl. Mwst. pro Packung 
 
Anschlussgebühren: 
Wasserversorgungsanlagen:   Mindestanschlussgebühr € 1.899,-- exkl. Mwst. 
Ergänzungsgebühr für Wassermehrbezug                    €   386,16 exkl. Mwst. 
Abwasserentsorgungsanlagen: pro Quadratmeter der Bemessungsgrundlage € 21,30 
Für Wohnobjekte mit bis zu 3 Wohnungen gilt folgende Abstufung: 
bis 250 m²  €     21,30 
von 251 bis 300 m²    €     13,80 
über 300 m²  €     10,00  
mindestens aber  € 3.169,-- exkl. Mwst.       
 
      
                                                                                          Der Bürgermeister: 
 
         
Angeschlagen am: 16.12.2014                                                             
Abgenommen am:  
 
Beratung: 
VizeBgm. Flotzinger erläutert, dass die Preise für die Stofferlöse auf einem niedrigen Niveau 
sind und die Aussichten für das nächste Jahr auch nicht gut aussehen. Bürgermeister Reinthaler 
hebt hervor, dass allein bei der Altkleidersammlung im Bezirk ca. € 30.000,-, durch private 
Sammelcontainer, wie zum Beispiel beim Unimarkt, verloren gehen. GR Mayr hinterfragt, wieso 
der BAV keine eigenen Sammelcontainer aufstellt. Der Vorsitzende erwidert, dass bei der 
Sammlung in den ASI die Qualität höher sei. Bürgermeister Reinthaler verweist auf die Vorga-
ben vom Land OÖ betreffend der Anhebung der Kanal- u. Wassergebühr. GR Brandstötter meint, 
wenn eine Gemeinde einen Überschuss bei Kanal und Wasser erzielt, diesen Überschuss aber 
nicht zur Rücklagenbildung, für spätere Sanierungsmaßnahmen verwenden darf und zusätzlich 
auch noch einen Strafaufschlag einheben müsse, so sei diese Vorgehensweise beim Land zu hin-
terfragen. 



 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden werden sodann mittels Hand erheben mit 12 Ja-Stimmen, 3 Ge-
genstimmen der GR Brandstötter, Schnallinger und Sinzinger und 4 Stimmenthaltungen der GR, 
Bachmayer Silvia, Bögl, Deschberger und Mayr oben angeführte Hebesätze für 2015 beschlos-
sen. 
 
 
 

2. Voranschlag 2015 
Der Vorsitzende berichtet, dass der ordentliche  Haushalt   bei   Einnahmen  von € 2.349.800,-- 
und Ausgaben von € 2.386.600,-- einen Abgang in Höhe von € 36.800,-- ergibt. Beim außeror-
dentlichen  Haushalt  stehen  Einnahmen  von € 138.900,-- Ausgaben in Höhe von € 182.700,-- 
entgegen, sodass sich ein Abgang in Höhe von € 43.800,-- errechnet. Die Detailsummen sehen 
wie folgt aus: 

 

 



 
Beratung: 
Frau Maierhofer berichtet dem Gemeinderat vorab, dass es eine Änderung bei der Kassenkredit-
summe gibt. Der falsche Betrag war € 586.875,- und der richtige Betrag lautet € 587.450,-. Zum 
Vorbericht referiert der Bürgermeister wie folgt: im Jahr 2014 kam es durch die Abfertigung 
bzw. durch die notwendig gewordene Integrationsgruppe im KG zu einen Mehraufwand und es 
wird auch voraussichtlich im Jahr 2015 der Ausgleich nur knapp nicht erreicht werden. Der Vor-
sitzende meint, durch die geplante Steuerreform werden auch für die Gemeinden die Einnahmen 
nicht mehr werden. Die Kosten im SHV Bereich explodieren, im Bezirk liegt das aktuelle Budget 
bei € 43 Mio. für Mindestsicherung und Jugendwohlfahrt. Bei den Personalkosten werden im 
Jahr 2015 Kosten für die Pensionierungen von Hr. Wagner und AL Trausinger auf die Gemeinde 
zukommen. Bei Punkt 4 im Vorbericht zum Voranschlag, den Ausgaben der Freiwilligen Feuer-
wehren liegt die Gemeinde knapp über dem Bezirksdurchschnitt. Dies ist durch die gute Jugend-
arbeit bzw. mit den Einsätzen auf der A8 zu begründen, so der Bürgermeister. Das Darlehen im 
Betriebsbaugebiet soll mit den Kommunalsteuereinnahmen der Fa. Benteler getilgt werden. Frau 
Maierhofer erklärt zur Förderung der Betriebsgemeinschaft, dass im Jahr 2014 keine Ausgaben 
getätigt wurden und der Betrag um den Vorjahres Wert erhöht wurde. Wenn diese Erhöhung 
nicht begründet wird, dann wird das sofort durch die Prüfungsorgane hinterfragt, meint Frau 
Maierhofer.  
Zum Außerordentlichen Haushalt informiert Frau Maierhofer, dass nur Vorhaben veranschlagt 
werden dürfen wo eine schriftliche Zusage, über die gewährten Fördermittel vom Land OÖ vor-
liegt.  
Bericht des Prüfers: Der Vorsitzende referiert, dass der Prüfer 5 Punkt einer Prüfung unterzieht. 
Im Bereich des Kindergartens wird ein Abgang in der Höhe von € 161.000,- vermerkt. Wobei es 
seit 2013 eine Abgangsdeckungsgrenze, pro Gruppe/€ 32.000,- gibt. Die Gemeinde Ort wurde im 
BENKO, mit der Gemeinde Geiersberg verglichen, dies ist nicht korrekt, ansonsten stimmen die 
Restlichen Werte, erklärt der Bürgermeister. Der Vorsitzende erläutert, dass es im Kindergarten 
ein Einsparungspotential von € 54.000,-, laut BENKO Ergebnis gäbe. Aber man muss die örtli-
chen Gegebenheiten auch kennen, wie zum Beispiel: Alter des Personals, Aufbau der KG-
Gruppen (Integration, alterserweiterte  Gruppe,…).  
GR Brandstötter meint, er könne dem VA 2015 nicht zustimmen da die Hebesätze, inkl. der Er-
höhungen für Kanal u. Wasser integriert sind. Herr Brandstötter verweist auf ein Einsparungspo-
tential, betreffend die Zahlungen der Landesumlage in der Höhe von € 88.000,-. Dadurch wäre 
die Gemeinde auf Jahre hinaus keine Abgangsgemeinde mehr. Die Landesumlage wird von den 
Referaten, zur gegenseitigen Bedarfszuweisungen für Vorhaben der Gemeinden verwendet. Hier 
stellt sich die Frage ob die Gemeinde Ort in den letzten 10 Jahren zu den Gewinnern oder Verlie-
ren gehört, argwöhnt GR Brandstötter. An der Einnahmen und Ausgabensituation können die 
Gemeinde nichts ändern, ergänzt GR Brandstötter.  
Frau Maierhofer spricht die offenen Zahlungen der Gastbeiträge durch die Nachbargemeinden 
an.   
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann per Handzeichen, der zur Kenntnis gebrachte Voran-
schlag 2015 im Ordentlichen Haushalt mit Einnahmen in der Höhe von 2.349.800 und Ausgaben 
in der Höhe  von 2.386.600 ergibt einen Abgang von € 36.800,-, wird mit 17 Ja-Stimmen zu  2 
Gegenstimmen GR Brandstötter u. Schnallinger beschlossen.  
 
Beratung AOH: 
Frau Maierhofer erklärt, hier werden alle Interessentenbeträge von Wasser und Kanal zugeführt 
und auch gleichzeitig wieder als Ausgabe bei den relevanten Bauvorhaben veranschlagt. Mehr 



darf ohne genehmigte Finanzierung nicht erfolgen bzw. sind zwischenzeitig erfolgte Genehmi-
gungen im ev. Nachtragsvoranschlag zu berücksichtigen. So darf im Straßenbau auch nur das 
genehmigte Finanzierungsvolumen veranschlagt werden, was im gültigen Finanzierungsplan 
zugrunde liegt. GR Brandstötter meint, Überschüsse von Kanal und Wasser müssen zur Ab-
gangsdeckung verwendet werden und nicht als Rücklagen gespart werden GR Mayr erkundigt 
sich über die Höhe der Maastricht Kriterien, im Bericht des Prüfers von € 43.500,-. Auf Anfrage 
von GR Mayr erklärt Frau Maierhofer, dass der korrekte Wert € 43.800,- ist und der Wert im 
Bericht des Prüfers, ein Tippfehler ist.   
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird per Hand erheben, der Voranschlag 2015  im Außerordentli-
chen Haushalt mit Einnahmen in der Höhe von 138.900,- und Ausgaben in der Höhe  von 
182.700,- ergibt einen Abgang von € 43.800,-, abermals mit 17 Ja-Stimmen zu  2 Gegenstimmen  
von GR Brandstötter u. Schnallinger beschlossen. 
 
Der mittelfristige Finanzplan zeigt folgende freie Budgetspitze auf. 
 

 
 
Mittelfristiger Investitionsplan außerordentlicher Haushalt: 
 



 
 
Veranschlagt sind hier nur jene Vorhaben, für welche eine schriftliche Genehmigung vom Land 
vorliegt. 
 
Beratung zum MFP: 
Frau Maierhofer betont, dass im MFP alle Ein- u. Ausgaben bis 2019 eingegeben werden müs-
sen, aber keine außerordentlichen Vorhaben veranschlagt werden dürfen. Dadurch hat dieser Plan 
nicht viel Sinn, ergänzt Frau Maierhofer.    
 
Beschluss: 
Über Antrag des Bürgermeistes wird sodann per Handzeichen, der zur Kenntnis  gebrachte MIT-
TELFRISTIGE FINANZPLAN der Gemeinde Ort für die Planungsperiode 2015-2019, abermals 
mit 17 Ja-Stimmen zu  2 Gegenstimmen  von GR Brandstötter u. Schnallinger beschlossen. 
 
 
 
 
Der Dienstpostenplan sieht wie folgt aus: 

 



 
 
 
Beratung: 
Der Bürgermeister informiert den Gemeinderat, dass es keine Änderung gibt, es sind nur Ver-
schiebungen.   
 
Beschluss: 
Über Antrag des Bürgermeisters wird per Hand erheben, der Dienstpostenplan der Gemeinde Ort 
einstimmig beschlossen.  
 
 
Frau Maierhofer verlässt die Sitzung um 20.13 Uhr.  
 
 
 

3. Gewährung BZ Liegenschaftsankauf Amtsgebäude – Finanzierungsplan 
Bürgermeister Reinthaler verweist auf das Schreiben vom 9.10.2014 und der Finanzierungsplan 
sieht wie folgt aus. Der Vorsitzende berichtet, dass die Gemeinde die € 60.000,- bereits erhalten 
habe und dieser Beschluss nur mehr eine Formsache sei. 
 

 
Beratung: 
GR Brandstötter meint, bei der am 25.11.2014 stattgefundenen PA-Sitzung war dieser Betrag 
noch nicht angewiesen. VB Bögl entgegnet, dass die Zahlung am 11.11.2014 am Gemeindekonto 
eingegangen ist. 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden, wird sodann mittels Handzeichen über den Finanzierungsplan  
mit 17 Ja-Stimmen und 2 Gegenstimmen (GR Brandstötter u. Schnallinger) abgestimmt. 
 
 
 

4. Subvention Pfarrmusik 
Bürgermeister Reinthaler berichtet, dass die Pfarrmusik Ort mit Ansuchen vom 13.11.2014 um 
eine finanzielle Unterstützung ersucht hat, die im Vorjahr € 3.600,- Euro betragen hat. Die Ein-
nahmen/Ausgabenrechnung liegt vor und weist einen Abgang in der Höhe von ca. € 8.000.- Euro 
auf. 
 



Der Gemeindevorstand empfiehlt dem Gemeinderat die Pfarrmusik wie im Vorjahr mit € 3.600,- 
Euro zu unterstützen. 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Bürgermeisters, wird sodann per Handzeichen eine Subvention in der Höhe von 
€ 3.600,-, einstimmig beschlossen. 
 
 
 
 
 
 

5. Subvention TSV 
Der Vorsitzende erklärt, dass auch der TSV Ort um eine Unterstützung für das Jahr 2014 bei der 
Gemeinde angesucht hat. Die Einnahmen/Ausgabenrechnung vom 17.11.2014 weist einen Ab-
gang von Euro 23,- auf. Im Ansuchen wird auch auf den durch ein Darlehen des TSV finanzier-
ten Spindelrasenmäher hingewiesen und ersucht, ob es ab dem kommenden Jahr eine jährliche 
Entschädigung für die dann fast zur Gänze durch den Sportverein durchgeführte Rasenpflege 
oder etwa eine Einmalförderung des Ankaufs des Rasenmähers (Kosten 13.500,- Euro) geben 
könnte. 
Der Gemeindevorstand empfiehlt dem Gemeinderat den TSV Ort wie im Vorjahr mit 1.575,- 
Euro zu unterstützen. 
 
Beratung: 
Bürgermeister Reinthaler berichtet, dass die durchgeführte Rasensanierung in Kombination mit 
dem Spindelmäher sehr großen Erfolg zeigt. GR Mayr regt eine Überarbeitung/Neuaufstellung 
der Subventionen für das Jahr 2015 in einer der nächsten GR Sitzungen an. Der Bürgermeister 
entgegnet, dass zurzeit der Arbeitsaufwand enorm sei und verweist auf den aktuellen Personal-
stand. Weiters erläutert der Bürgermeister, dass im Jahr 2015 der € 15,-Erlass auf € 18,- angeho-
ben werde. Der Vorsitzende berichtet, dass die Sanierung der Vituskirche in Osternach, die 
Sportplatzsanierung und sogar der Ankauf von Hundetoiletten unter den € 15,-bzw. 18,- Erlass 
fallen. GR Bachmayer Silvia regt eine Anfrage bei der Bezirkshauptmannschaft an, was alles 
vom € 18,-Erlass betroffen sei. GR Brandstötter kritisiert, dass Investitionen in Sachanlagen, die 
der Gemeinde gehören auch von diesem Erlass betroffen sind. 
 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden, wird sodann per Handzeichen eine Subvention in der Höhe von € 
1.575,-, einstimmig beschlossen. 
 
 
 

6. Flächenwidmungsplan Änderung 3.18 Weyermann 
Der Vorsitzende verweist auf das Flächenwidmungsplanänderungsverfahren Nr. 3.18 Weyer-
mann und dass das Stellungnahmeverfahren abgeschlossen ist. Es soll der endgültige Gemeinde-
ratsbeschluss für die Sondernutzung im Grünland gemäß §30 (8) Oö. ROG  herbeigeführt wer-
den. Die Stellungnahmefrist endete am 19. November 2014 und es wurden von den verständigten 
Stellen keine Einwände gegen die Umwidmung erhoben. Die naturschutzfachliche Stellungnah-
me weist allerdings darauf hin, dass aufgrund der isolierten und somit auch sensiblen Einzellage 
allfällige Erweiterungsbauten aus naturschutzfachlicher Sicht nicht vorstellbar sind.  



 

 
Die Flächenwidmungsplanänderung von derzeit Grünland in die Sondernutzung Grünland gemäß 
§ 30 (8) Oö. ROG für den Betrieb einer Schlosserei soll vom GR beschlossen werden. 
 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird per Hand erheben über die Flächenwidmungsplanänderung 
Nr. 3.18 lt. Antrag von Herrn Johann Weyermann einstimmig beschlossen. 
 
 
 
 
 

7. Flächenwidmungsplan Änderung Watzinger 
Der Bürgermeister referiert, dass Herr Hans Jürgen WATZINGER einen Antrag auf Flächen-
widmungsplanänderung eingebracht hat. Er möchte in Osternach einen Teil der Parzelle 1201/1 
(ca. 7.000 m²) von derzeit Grünland in Wohngebiet umwidmen, wie auf beiliegender Plandarstel-
lung schraffiert dargestellt. Es wurde heuer bereits aufgrund einer Anfrage von Herrn Watzinger 



mit dem zuständigen Sachbearbeiter bei der Abteilung Raumordnung des Amtes der OÖ LReg, 
Herrn DI Werschnig Kontakt aufgenommen, welcher folgende Vorabstellungnahme abgegeben 
hat. „Eine Wohngebietsausweisung ist aufgrund der Zuordenbarkeit zur Ortschaft Osternach 
vorstellbar, wenn ein Baulandsicherungsvertrag erstellt wird und die potentielle Gefährdung 
durch Oberflächenwässer nachweislich ausgeschlossen werden kann.“  Diese Stellungnahme 
wurde Herrn Watzinger zur Kenntnis gebracht. Er wurde auch auf den Zusatz „BAULANDSI-
CHERUNGSVERTRAG“ – sprich Infrastrukturbeitrag – hingewiesen und hat dies zur Kenntnis 
genommen, da er diese allfälligen Kosten an künftige Käufer der Grundstücke weiter geben wer-
de.   
Von Bgm. Reinthaler wurde im Oktober 2014 eine Erhebung durch Befragung aller Gemeinden 
im Bezirk Ried durchgeführt. Von 36 Gemeinden haben 28 geantwortet und von diesen heben 
aktuell 4 Gemeinden Infrastrukturbeiträge in der Höhe zwischen 5,- bis 20,- Euro/m² ein. Die 
meisten anderen Gemeinden stehen aber ebenfalls vor der Einführung und waren für die Rück-
meldung der von Bgm Reinthaler gesammelten Daten dankbar. 

 
 
 
Beratung: 
Bürgermeister Reinthaler verweist auf die letzte Bürgermeisterkonferenz, wo Bgm Reinthaler, 
Herrn LR Hiegelsberger hingewiesen hat, dass von seiten des Landes eine flächendeckende Ver-
ordnung eingeführt werden sollte. GR Brandstötter fordert vom Land OÖ ein einheitliches Be-
rechnungsmodell für diesen Infrastrukturbeitrag. Der Vorsitzende informiert den Gemeinderat 
über die Höhe der eingehobenen Beiträge in anderen Gemeinden: Andrichsfurt € 3,- bis 6,-/m², 



Eberschwang € 5,40/m², Hohenzell € 7,-/m² und Neuhofen ist mit bis zu € 20,-/m² der Spitzenrei-
ter. Wobei in Neuhofen der Grundpreis bei ca. € 70,-/m² gehandelt wird, fügt BGM Reinthaler 
hinzu. Die Gemeinde Obernberg und Notar Dr. Wild sind zurzeit an der Ausarbeitung eines Bau-
landsicherungsvertrages. Amtsleiter Trausinger hat Herrn Watzinger darauf hingewiesen, dass 
mit dem Bauernmuseum und Fam. Kampl betreffend einer Grundabtretung, für die neu zu errich-
tenden Straße, Kontakt aufgenommen werden soll. Vize Bürgermeister Flotzinger erklärt, seiner 
Meinung nach, müsste nur die Thujen Hecke von Hr. Kampl entfernt werden und eine 5 Meter 
breite Straße ist für diese Siedlung ausreichend. Bürgermeister Reinthaler berichtet, dass in St. 
Martin in den neuen Siedlungen, die Straßen auch nur 5 Meter haben. GR Schnallinger ergänzt, 
eine 5 Meter Straße reicht aus, aber es wurde vereinbart, dass neu zu errichtende Straßen mindes-
tens 6 Meter haben sollten. GR Brandstötter zeigt auf, dass es sich hier um eine begrenzte Anzahl 
an Häusern handle und außerdem gebe es ein Entwicklungskonzept der Raumordnung, wo in 
dieser Hanglange nicht unendlich nach oben erweitert werden kann. GR Schnallinger erkundigt 
sich über den Abstand zum Museumsstadel. Der Vorsitzende erläutert, dass ein Grünstreifen 
zwischen dem Museum und den Parzellen geplant sei. Weiteres verweist der Bürgermeister auf 
die vorbehaltliche Zustimmung der Grundanrainer Kampl u. Museum hin, welche von Herrn 
Watzinger unbedingt schriftlich einzuholen ist. GR Brandstötter weist ausdrücklich darauf hin, 
dass noch ein paar Punkte vor der endgültigen Umwidmung abzuklären sind, wie z.B. die Höhe 
des Infrastrukturbeitrags. Bürgermeister Reinthaler entgegnet, dass bei größeren Umwidmungen 
auch die Kosten für einen Spielplatz einzuberechnen seien. In diesen Zusammenhang verweist 
Bürgermeister Reinthaler auf ein Schreiben von DI Werschnig, vom 4.6.2014 und verliest dieses 
Schreiben. GR Bachmayer Karl erkundigt, sich ob nur die halbe Fläche gewidmet wird.  Der 
Bürgermeister erklärt Herr Bachmayer, dass nur die halbe Fläche gewidmet werden soll, wegen 
der hohen Aufschließungsbeiträge und der Verkehrsflächenbeitrag wird mit dem Infrastruktur-
beitrag gegengerechnet.  
 
Beschluss: 
Über Antrag des Bürgermeisters wird sodann durch Handzeichen die Einleitung der Flächen-
widmungsplanänderung „Watzinger“, vorbehaltlich der Einholung der schriftlichen Zustimmung 
der Grundeigentümer der Parz. 1182 und 1222/2 zur Gestaltung der Einfahrt für die neu zu wid-
mende Fläche, einstimmig beschlossen.  
 
 

8. Anpassung Abwasserentsorgungskonzept 
Gemäß Abwasserentsorgungsgesetz 2001 hat jede Gemeinde ihr Abwasserentsorgungskonzept 
alle 5 Jahre zu überprüfen und bei Bedarf abzuändern. Das Abwasserentsorgungskonzept 1996 
der Gemeinde Ort im Innkreis wurde am 29.04.1997 genehmigt. Die Überprüfung des Projektes 
wurde vom Ziviltechnikerbüro Machowetz & Partner durchgeführt. Es ergab sich, dass durch 
Zonenänderungen bzw. –anpassungen eine Abänderung gegenüber dem Entsorgungskonzept 
1996 in den neuen Zonen 3, 4 und 5 (Abwasserentsorgungsart) notwendig ist.  
Das Projekt wurde vom Land OÖ einer Vorprüfung unterzogen, es entspricht den Bestimmungen 
des Oö. Abwasserentsorungsgesetzes 2001 und kann somit im GR beschlossen werden. Es wurde 
darauf hingewiesen, dass die Senkgruben der Objekte Ort i.I. Nr. 139 und Bischelsdorf 30 hin-
sichtlich des Volumens nicht den Vorgaben des Oö. Abwasserentsorgungsgesetz entsprechen. 
Diesbezüglich ist eine Überprüfung bzw. eine Anpassung vorzunehmen. Dies ist derzeit in Bear-
beitung. 
Im Zuge des Kundmachungsverfahrens wurden keine Einwände erhoben. 
 
Bürgermeister Reinthaler verliest den Aktenvermerk vom 8.10.2014 betreffend das Abwasser-
konzept. 



Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird per Hand erheben, die Anpassung Abwasserkonzept 2014,  
einstimmig beschlossen. 
 
 
 

9. Auftragserweiterung DI Wölfle  
Bürgermeister Reinthaler berichtet, aufgrund der am 25.8. und 14.10.2014 durchgeführten Was-
serrechtlichen Verhandlungen ergeben sich Veränderungen im Projekt. Im Bereich des Bauab-
schnittes Ort wurde im Verlauf der Grundstücke Dr. Petermaier, Ort 36, jener von Huber/Höfer, 
Ort 40 und von Reisegger Franz, Ort 34 eine Projektsänderung notwendig. Diese Projektsände-
rung bewirkt, dass im Bereich der Liegenschaft Dr. Petermaier deren Gründe nicht mehr bean-
sprucht werden und daher Dr. Petermaier auch keine Parteienstellung mehr hat. Mittlerweile 
wurde auch der Einspruch bereits zurückgezogen. Die Errichtung einer neuen Mauer (vorher 
nicht im Projekt) an der neuen Grundgrenze Dr. Petermaier/Reisegger/Logistikcenter Fussl an-
stelle des dort geplanten Dammes bzw. auch dann im Bereich der Familie Huber/Höfer bewirkt 
geänderte Durchflussverhältnisse der Osternach. Diese vorgesehenen Änderungen wurden vorab 
sowohl mit der Wasserrechtsbehörde, als auch von der Naturschutzbehörde zustimmend beur-
teilt. Die Projektsänderung bedarf auch noch der Zustimmung der Parteien Huber/Höfer, diese 
liegt noch nicht vor – man will dort überhaupt keinen Schutz, da man bisher nicht betroffen war, 
weil das Haus selbst sehr hoch „heraußen“ steht. 
Für die erforderlichen Umplanungsmaßnahmen wurde vom Büro DI Wölfle das 4.Zusatzangebot 
vom 26.10. mit einem Bruttohonorar von € 6.516,16 gelegt, wobei der 85%ige Gemeindeanteil 
für Ort € 5.538,74 beträgt. Die Abrechnung wird nach tatsächlichem Aufwand erfolgen. Die Ge-
meinde Reichersberg hat im GV dem Zusatzauftrag bereits zugestimmt. 
 
Beratung: 
Bürgermeister Reinthaler erläutert die Lage in Bereich Osternach und gibt zu bedenken, dass 
auch Berechnungen angestellt werden um mit entsprechenden Aushub am Grundstück Hauer 
Manfred genug Volumen geschaffen werden kann. GR Wiesner erkundigt sich über die Höhe der 
bisherig angefallenen Projekt-Kosten. GR Brandstötter vermutet eine Summe von über € 
100.000,-. GR Wiesner hinterfragt, ob es von DI Wölfle eine Garantie für seine Berechnungen 
gibt. GR Brandstötter gibt zu bedenken, dass die Berechnung nur für ein 100 Jähriges Hochwas-
ser seien. Der Vorsitzende erklärt, dass sogar Modellversuche durch Di Wölfle durchgeführt 
werden.  
 
 
   
Beschluss: 
Auf Antrag des Bürgermeisters wird mit Handzeichen über den Zusatzauftrag Nr. 4 für die Pla-
nungsarbeiten Hochwasserprojekt Ort/Reichersberg an die Fa. DI Wölfle mit Kosten in der Höhe 
von € 5.538,74, einstimmig beschlossen. 



  
 

10. HWS Aufteilung in Baulose 
Der Vorsitzende meint, aufgrund der bestehenden Schwierigkeiten mit insgesamt noch 3 Grund-
besitzern ist insbesondere in der Ortschaft Osternach noch keine Einigung absehbar, während im 
Bereich der Gemeinde Ort durch die unter Punkt 17 angeführte Projektänderung doch ein positi-
ver Abschluss der Verhandlungen erwartet wird. Den Projektbetreibern, den Gemeinden Ort und 
Reichersberg wurde daher geraten, vorerst im Bereich der Ortschaft Ort eine Teilgenehmigung zu 
erwirken. Damit besteht im Bereich der Ortschaft Osternach momentan kein so großer Verhand-
lungsdruck und bestünde noch mehr Zeit für die Herstellung des Einvernehmens mit den beiden 
Grundbesitzern, welche bisher eine negative Stellungnahme abgegeben haben. Der GR wird in 
seiner nächsten Sitzung gebeten, der vorgeschlagenen Vorgangsweise zur Abwicklung und Auf-
teilung des Gesamtprojektes zuzustimmen. Somit wird bei der KPC (Bundesförderstelle) das 
Projekt als Gesamtprojekt (mit BA Osternach/Osternach) vermutlich im Jänner 2015 eingereicht 
werden und die Abwicklung in zwei Bauabschnitten (Ort i.I. u. Osternach) erfolgen. 
 



Beratung: 
Der Bürgermeister verweist auf Gespräche von VizeBgm. Flotzinger und Hr. Feichtlbauer Sieg-
fried mit der Fam. Hingsammer, wo diese sich auf Vorfälle, die 30 Jahre zurückliegen berufen. 
GR Bachmayer Karl erkundigt sich, ob die M-Gemeinde Reichersberg auch dieser Teilung zu-
stimmen muss. Der Vorsitzende meint, dies bedarf Abklärung mit Herr Mag. Greiner. 
 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Bürgermeisters wird sodann per Handzeichen die Aufteilung des Hochwasser-
projekts der Gemeinden Ort und Reichersberg in folgende Bauabschnitte einstimmig beschlos-
sen:  
A - Ort/Reichersberg-Bereich Antiesen und Ort  
B - Bereich Osternach im Abschnitt Ortschaft Osternach- Bereich Osternach. 
 
Somit soll der BA-A zur Genehmigung umgehend eingereicht werden. Der BA-B im Bereich 
Osternach soll dzt. vom wr. Bewilligungsverfahren und dem KPC-Antrag herausgelassen und bis 
zur ev. Klärung aufgeschoben werden. 
 
 

11. Ansuchen der Kirchenverwaltung Osternach betr. Sanierungsbeitrag 
Der Vorsitzende informiert den Gemeinderat, dass die Kirchenverwaltung Osternach eine umfas-
sende Innenrenovierung an der Filialkirche plant. Der geschätzte Kostenaufwand liegt zwischen 
€81.000,- bzw. 96.000,- und die Gemeinde soll 25 % der Kosten tragen. (je ¼  Kirchenverein 
Osternach, Land OÖ und Bundesdenkmalamt) – die Diözese leistet grundsätzlich  k e i n e n  
Kostenbeitrag zu dieser seit 1796 nicht mehr im Kirchenbesitz befindlichen Maßnahme. Zwi-
schenzeitlich – seit Donnerstag – ist durch ein Gespräch mit Frau Bürkl bekannt geworden, dass 
nach einem Lokalaugenschein eines Mitarbeiters der Diözese offenbar auch Renovierungsarbei-
ten im Bereich der Statik des Dachstuhles notwendig werden.  
Es liegen dazu erstens hinsichtlich des notwendigen Umfanges der Sanierung und zweitens auch 
hinsichtlich der Kostenerhöhung dadurch aber keine konkreten Angaben bzw. Zahlen vor. 
 Als Abgangsgemeinde muss hier eine allfällig mögliche Kostenbeteiligung der Gemeinde, die 
aber für das Projekt grundlegend notwendig ist, vorher mit LR Hiegelsberger abgeklärt werden. 
Es handelt sich um ein Vorhaben im AOH. Hier ist ein Grundsatzbeschluss zur Kostenbeteili-
gung zu treffen.  
 



 
Beratung: 
GR Bögl berichtet, laut Frau Bürkl ist ein Riss im Innengewölbe entdeckt worden und die Kosten 
sind noch nicht abschätzbar. Bürgermeister Reinthaler zeigt sich verwundert, dass die Diözese 
sich nicht an den Kosten beteiligt. Das Gebäude sieht doch wie eine Kirche aus und ist auch eine 
Kirche. Der Bürgermeister möchte vom Gemeinderat wissen, ob eine Absichtserklärung über die 
Förderung mittels Pauschalbetrag zum bisher bekannten Kostenvolumen von 80 bis 100 Tausend 
Euro gefasst werden soll oder eine prozentuelle Beteiligung. GR Brandstötter meint die Gemein-
de muss vorab mit der Gemeindeabteilung Kontakt aufnehmen und solange keine Deckung ge-
geben ist, ist es sowieso nicht möglich, aber es soll alles versucht werden die nötigen Mittel zur 
Verfügung zu stellen. GR Mayr betont, der Gemeinderat sollte ein Signal setzten, zum Erhalt 
eines Kulturerbes und mit einem Grundsatzbeschluss zur Beteiligung an den Kosten mit ¼ zuzu-
stimmen. GR Bachmayer Silvia und Sinzinger meinen, man sollte aufgrund der derzeitig bekann-
ten Kostenschätzung einen Beschluss fassen. GR Schnallinger betont, dass ein Grundsatzbe-
schluss zur Kostenbeteiligung mit ¼ ausreiche. 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann per Handzeichen einstimmig der Grundsatzbeschluss 
gefasst, dass die Gemeinde Ort vorbehaltlich der Zustimmung durch das Land OÖ, bzw. LR Hie-
gelsberger eine 25%ige Kostenbeteiligung an den allfälligen Sanierungskosten der Vitus Kirche 
mitträgt. 
 
 
 
 
 



 
12. Jahresbericht Gesunde Gemeinde  

Der Vorsitzende erläutert, dass einmal im Jahr die Gesunde Gemeinde dazu verpflichtet ist, dem 
Gemeinderat einen Veranstaltungsbericht vorzulegen. Hier der Veranstaltungsbericht für den 
Zeitraum 01.01.2012 bis 31.12.2014, dies entspricht gleichzeitig der Qualitätszertifikats-Periode.  
Die Veranstaltungen „Yoga-Kurs“ sowie „SelbA – Selbständig im Alter“ scheinen noch nicht auf 
dieser Liste auf, da diese Kurse für 2014 noch nicht abgeschlossen sind.  
 
Der Bericht (Beilage 3) wird den Gemeinderat mittels Power Point Präsentation zur Kenntnis 
gebracht 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird per Hand erheben, der Jahresbericht der Gesunden Gemeinde 
einstimmig zur Kenntnis genommen. 
 
 
 

13. Fahrzeugankauf FF Osternach 
Bürgermeister Reinthaler berichtet, dass das alte KLF der FF Osternach – Baujahr 1987 –
mittlerweile 27 Jahre alt ist und soll durch ein neues Fahrzeug der Bezeichnung KLF-KAT er-
setzt werden. Dazu wurde einerseits noch vom vorhergehenden Gemeinderat am 4.6.2009 ein 
Grundsatzbeschluss zu diesem Ankauf getroffen und andererseits der mögliche Ankauf auch 
durch LR Hiegelsberger am 6.3.2014 im Zuge des Gesprächstermins für das Beschaffungspro-
gramm 2016 in Aussicht gestellt bzw. auch schon vorgemerkt.  
Die Kosten für die Beschaffung des Fahrzeuges betragen lt. Finanzierungsplan, der an das Land 
OÖ gerichtet wird, 125.000,- Euro und die vorläufige Aufteilung sieht wie folgt aus und wurde 
bereits aufgrund der Dringlichkeit im Wege des AFK, BFK am Donnerstag an das LFK weiterge-
leitet. 

 
 

 
Beratung: 
Der Vorsitzende verweist auf eine Aussage von LR Hiegelsberger wo dieser meint, er verstehe 
nicht „Wieso es in Vorarlberg anders brennt wie in Oberösterreich und in Vöcklabruck anders als 



in Ried. Es gäbe ein einsparungspotential von 15 % durch Vereinheitlichung der Ausrüstung“. 
Bürgermeister Reinthaler betont, dass die Anschaffung dieses Fahrzeuges zur Katastrophen-
schutzmaßnahmen eine sinnvolle Ergänzung zur FF. Ort ist. Laut Hr. Feichtlbauer Siegfried be-
kommt die FF. Osternach kein Angebot von der Fa. Lohr, aus Salzburg, da dies keinen Sinn ma-
che, berichtet der Bürgermeister.  
 
Beschluss:  
Über Antrag des Vorsitzenden wird per Handzeichen, über das Förderansuchen mit dieser Finan-
zierungaufstellung für den Ankauf des neuen KLF-KAT der FF. Osternach an das LFK bzw. 
Land OÖ weiterzuleiten, einstimmig beschlossen.   
 
 
 

14. Gestattungsvertrag Energie AG 
Der Bürgermeister referiert, dass im Zuge der bereits in den letzten Tagen erfolgten Grabungsar-
beiten für die Niederspannungsleitung und das Glasfaserkabel im Bereich Leitner-Straße, Schul-
straße, ISG-Straße von der Energie-AG ein Gestattungsvertrag eingefordert wurde. Dieser Ver-
trag (Beilage 4) wird mittels Power Point Präsentation dem Gemeinderat zur Kenntnis gebracht. 
Dieser Gestattungsvertrag ist ein Mustervertrag des OÖ Gemeindebundes und sieht wie folgt aus. 
Die Punkte 19 und 24 wurden vom Straßenmeister Bartlechner ergänzt und es handelt sich um 
Haftungssachen bei Grabungen.  
 
Beschluss: 
Über Antrag des Bürgermeisters wird sodann durch Hand erheben der Gestattungsvertrag mit der 
Energie AG OÖ, einstimmig beschlossen.   
 
 
 

15. Bericht des PA an den Gemeinderat 
GR Brandstötter verliest den Bericht über die PA-Sitzung vom 29.9.2014. 
 







 
Beratung: 
GR Brandstötter findet, die Gemeinde müsse die Kartenabrechnung vom Woodstock glauben wie 
sie ist, weil man sie nicht überprüfen kann. Vom geschlossenen 5 Jahresvertrag sind noch 2 Jahre 
über und wenn alles so läuft wie in diesem Jahr kann die Gemeinde zufrieden sei. Der Bürger-
meister berichtet dem Gemeinderat, dass im Jahr 2015 eine 3. Bühne geplant ist. 
Zum Punkt Außenstände erklärt GR Brandstötter, dass dieser Punkt bereits in der Jänner GR-
Sitzung 2014 in einem geheimen Tagesordnungspunkt behandelt wurde. Vor Ablauf der Funkti-
onsperiode möchte Prüfungsausschussobmann Brandstötter die Außenstände im Juni 2015 
nochmals einer Kontrolle unterziehen.  
Zum Böschungsmulchen resümiert GR Brandstötter, der Maschinenring benötigt weniger Stun-
den für diese Arbeiten, hat aber einen höheren Stundesatz wie die Fa. Reisegger. Im Vergleich ist 
der Maschinenring trotzdem günstiger. Weiteres ist eine Anschaffung eines Mulchgerätes bei 
geschätzten Kosten von € 6 – 8 Tausend, unter Berücksichtigung aller Kosten, wie Personal, 
Treibstoff u. Reparaturen, eine Überlegung wert. Bei diesen Zahlen ist sich der Prüfungsaus-
schuss einig, vor einer neuerlichen Beauftragung der Fa. Reisegger oder des Maschinenrings 
bzw. die Einholung von Vergleichsangeboten sollte sich der Gemeindevorstand damit befassen. 
Bürgermeister Reinthaler meint, die Gemeinde habe eine Gutschrift von der Fa. Reisegger erhal-
ten. VB Bögl berichtet, dass die Gemeinde im September bereits eine Rechnung über € 465,- für 
Mulcharbeiten erhalten hat und Anfang Dezember eine weitere Rechnung über ca. € 1.900,-, wo 
ein paar Unklarheiten bestanden. Nach Nachfrage von VB Bögl wurde die September Rechnung 



der Gemeinde gutgeschrieben und wir sind bei einem Stand für die Herbstarbeiten von ca. € 
1.400,--. GR Brandstötter meint, zum Zeitpunkt der PA-Sitzung waren diese Fakten noch nicht 
bekannt. Aber wenn man die zwei Beträge summiert erkennt man deutlich, dass die Fa. Reiseg-
ger zu teuer ist, fügt GR Brandstötter hinzu. VizeBgm. Flotzinger betont, die Gerätschaft vom 
Maschinenring ist universeller einsetzbar. Bürgermeister Reinthaler ergänzt, in der Au ist das 
Gerät der Fa. Reisegger von Vorteil, da die Stollenreifen vom MR sich in die Straße eindrücken. 
VizeBgm. Flotzinger fügt hinzu, dass das Gerät von Hr. Raschhofer, von der Fa. Deschberger aus 
Senftenbach ausgeliehen sei.  
 
Beschluss:  
Über Antrag des Prüfungsausschuss Obmanns wird sodann per Handzeichen, der Prüfungsbericht 
einstimmig zur Kenntnis genommen.  

 
 
 

16. Mandatsverzicht Fraktionswahl FPÖ 
Bürgermeister Reinthaler spricht an, dass Herr Diermaier Mario sein Mandat der FPÖ Fraktion, 
als Ersatzmitglied im GR und des Ausschusses für Jugend-, Kultur- und Kindergartenangelegen-
heiten wegen Wohnsitzwechsel per 25.8.2014 zurückgelegt hat. Gem. OÖ GemO ist die Funkti-
on als Mitglied des Kulturausschusses in einer Fraktionswahl der FPÖ nach zu besetzen. Die 
FPÖ Fraktion verzichtet auf eine geheime Abstimmung. Zur Abstimmung wird die Leitung an 
Vizebürgermeister Flotzinger Übergeben.  
Die Abstimmung wird offen Durchgeführt. 
 
Vizebürgermeister Flotzinger verliest den Wahlvorschlag der FPÖ vom 6.11.2014. 
 
Abstimmung: 
Über Antrag von Vizebürgermeister Flotzinger wird per Handzeichen, BGM Walter Reinthaler 
zum Mitglied des Ausschuss für Jugend-, Sport-, Kultur- und Kindergartenangelegenheiten, ein-
stimmig von der FPÖ Fraktion gewählt.  
 
 
 
 

17. Mandatsverzicht Fraktionswahl ÖVP 
Der Vorsitzende verkündet, dass Vize Bürgermeister Flotzinger mit Wirkung per 31.12.2014 sein 
Mandat als Vorstandsmitglied und Vize Bürgermeister zurückgelegt hat. Der/Die Nachfolger/in 
wird mit 1.1.2015 in das Amt eingesetzt. 
Gem. OÖ GemO ist zuerst die Funktion als Mitglied des Gemeindevorstandes in Fraktionswahl 
der ÖVP  nach zu besetzen. 
 
Nachbestellung Gemeindevorstand: 
Es liegt ein Wahlvorschlag vor der lautet:    GR Bögl Alois 
Die Fraktion der ÖVP verzichtet ebenfalls auf eine geheime Abstimmung. 
 
Abstimmung  
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann per Handzeichen, GR Bögl Alois von der ÖVP Frak-
tion, zum Mitglied im Gemeindevorstand einstimmig gewählt. 
 
 



Wahl zum Vizebürgermeister: 
Der Vorsitzende leitet nun, gemäß OÖ GemO die Abstimmung in Fraktionswahl der ÖVP für die 
Funktion des Vizebürgermeisters zur Nachbesetzung. 
 
Es liegt ein Wahlvorschlag vor der lautet: GR Bögl Alois 
 
Abstimmung: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann per Handzeichen, GR Bögl Alois von der ÖVP Frak-
tion, zum Vizebürgermeister der Gemeinde Ort einstimmig gewählt. 
 
 
 
Bürgermeister Reinthaler fragt GR Bögl Alois, ob dieser die Wahl annimmt. GR Bögl antwortet, 
„Ja ich nehme die Wahl an“. Der Bürgermeister gratuliert dem neuen Vizebürgermeister und 
ersucht um gute Zusammenarbeit. Weiters ergeht ein Dank an den scheidenden Vizebürgermeis-
ter Flotzinger für seine langjährigen Dienste in dieser Funktion. Herr Flotzinger bedankt sich bei 
Bürgermeister Reinthaler für die gute Zusammenarbeit und wünscht dem neuen Vizebürgermeis-
ter alles Gute. Sodann ergreift der frisch gewählte VizeBgm. das Wort und bedankt sich bei der 
ÖVP Fraktion für das in Ihm entgegen gebrachte Vertrauen und dankt seinem Vorgänger Herr 
Flotzinger für fast 2 Perioden/11 Jähriger Tätigkeit als Vizebürgermeister.   
Bürgermeister Reinthaler spricht an, dass Bürgermeister und Vizebürgermeister durch den Be-
zirkshauptmann angelobt werden und Herr Bögl Alois wird um eine Terminvereinbarung er-
sucht.  
 
 

18. Spende Sitzungsgeld 
Der Vorsitzende stellt fest, dass es schon langjährige Tradition ist, das Sitzungsgeld der Weih-
nachtsgemeinderatssitzung einem sozialen Zweck zugutekommen zu lassen. Der Gemeindevor-
stand hat sich dafür ausgesprochen, dass die Spende heuer an dem seit Jänner 2014 querschnitt-
gelähmten Jugendlichen Martin KRIEGLEDER, Ort übergeben werden soll. Obwohl Geld ein 
derartiges Schicksal nie wird aufwiegen können, so soll es doch ein Zeichen unserer Anteilnah-
me an der Behinderung von Martin sein. 
Wie bekannt haben wir vor 3 Jahren auch an Daniel SCHNEGLBERGER, der seit einem Ver-
kehrsunfall mit dieser Einschränkung leben muss, gespendet. 
Bürgermeister Reinthaler meint, mit den Sitzungsgeldern der GR-Räte bzw. Aufstockung durch 
den BGM kommen ca. € 600,- zusammen. An Herrn Schneglberger wurde nach Aufstockung 
durch Rücklagen aus einem Sparbuch, ein Betrag von € 1.000,- übergeben. Herr Reinthaler er-
kundigt sich im Gemeinderat ob eine Erhöhung um € 400,- auch bei Herrn Kriegleder eine Zu-
stimmung findet. 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird per Hand erheben einstimmig beschlossen, dass das Sit-
zungsgeld der heutigen Gemeinderatssitzung an Martin KRIEGLEDER übergeben wird. 
 
 
 

19. Auftragsvergabe Ankauf Straßenlaternen 
Bürgermeister Reinthaler begründet den Ankauf wie folgt: „Die im Vorjahr angekauften Straßen-
laternen sind bereits alle wieder aufgestellt, sodass keine Lagerbestände für bereits aktuelle und 



künftige Ausstattungen der neuen Straßen (Zufahrt Watzinger, ISG-Straße neu…) mehr vorhan-
den sind. Es soll daher noch heuer der Ankauf von 15.Stück erfolgen“. 
 
 
 
 
Beratung: 
Bürgermeister Reinthaler begründet die kurzfristige Aufnahme wie folgt, da die Gemeinde das 
Angebot erst am heutigen Tag erhalten hat und die Dringlichkeit bei der Watzinger Straße gege-
ben ist. Es erging vorab eine Information an alle Fraktionsobmänner wo eine Menge von 10 bis 
15 Stück angekündigt wurde. Nach Rücksprache mit Hr. Bortenschlager Wilfried wegen einer 
Preisgarantie, wenn nur 10 Stück zur Anschaffung kommen, wäre diese  gegeben. Aber durch 
den Ankauf von 15 Stück, hat die Gemeinde wieder Reserven für spätere Vorhaben bzw. ev. Re-
paraturen. GR Wagner meint, bei der ISG Straßen genügt vorab wenn nur jede Zweite Laterne 
aufgestellt wird. Bürgermeister Reinthaler möchte vom Gemeinderat wissen, wie dieser zu einem 
Ankauf steht. GR Brandstötter bewertet eine Anschaffung noch im heurigen Jahr positiv, da 
2015 wieder mit höheren Stellen Kontakt aufgenommen werden müsste. Der Vorsitzende bezif-
fert die Anzahl bei der ISG Straße mit 5 bis 7 Laternen. GR Wagner ergänzt, im Bereich Bi-
schelsdorf bei Fam. Hölzl und Etzinger Roland sind noch 3 alte Laternen, die getauscht werden 
sollten. GR Mayr erkundigt sich über die Kosten, der zuletzt angekauften Laternen. Bürgermeis-
ter Reinthaler berichtet, dass der Preis im letzten Jahr bei € 850,- zuzüglich MwSt. betragen hat.   
 
Beschluss: 
Über Antrag des Bürgermeisters wird sodann per Handzeichen der Ankauf, von 15 Stück Later-
nen laut vorliegenden Angebots der Fa. Bortenschlager in der Höhe von € 17.370,- einstimmig 
beschlossen. 
 
 
 

20. Grundsatzbeschluss Situierung Amtsgebäude und Errichtung einer neuen Zu-
fahrtsstraße 

Der Vorsitzende meint, nach der zum Abschluss der Sitzung des Ortsbildbeirates am 10.12.2014 
bereits mündlich mitgeteilten zu erwartenden positiven Stellungnahme zum Projekt „Amtsge-
bäudeneubau samt der Neugestaltung der Zufahrt“ soll im Jänner die Einreichplanung abge-
schlossen und dann die Bauverhandlung anberaumt werden. 
Dazu ist eine Bauplatzbewilligung und vorher eine Vermessung und Teilung der Parzelle in den 
eigentlichen Bauplatz für das Amtsgebäude und in die neu zu errichtende Zufahrtsstraße durch-
zuführen. Damit die Vermessung dieser Grundstücke in Auftrag gegeben werden kann, ist ein 
Beschluss für das Projekt laut Lageplan des Team M herbeizuführen.  
 
Beratung: 
Der Vorsitzende bringt den Lageplan und die Entwurf-Mappe des Team M vom 21.10.2014 dem 
Gemeinderat zur Kenntnis. Die bisherige Straße zwischen Dorfplatz und neuen Amtsgebäude 
soll mittels umlegbaren Poller gesperrt werden. Zwischen Amtsgebäude und dem Haus Ort Nr. 
72 soll die neue Straße entstehen. Dazu soll ein Grundsatzbeschluss gefasst werden, dass sodann 
die Grundstücks Vermessung bzw. die Einreichplanung erfolgen kann. Laut Angaben von Hr. 
Schmalzer könnten die nötigen Unterlagen bis 3. Februar 2015 zur voraussichtlichen Bauver-
handlung fertig sein. GR Gurtner erkundigt sich, ob die alte Straße vor dem Amtsgebäude immer 
geschlossen bleibt. Bürgermeister Reinthaler antwortet, dass die Schließung durch entfernbare 
Poller erfolgt. Der Vorsitzende erklärt, dass die Perspektivansichten nicht von Hr. Schalzer ange-



fertigt werden. In der letzten Bauausschusssitzung wurde die Veränderung der Dachneigung an-
geregt und dies wurde von Team M wie folgt umgesetzt. Die Neigung ist von ursprünglichen 15 
Grad, auf 20 Grad Dachneigung angepasst worden, erläutert Hr. Reinthaler. GR Brandstötter fügt 
hinzu, dass diese Anpassung lt. Hr. Schmalzer, aus Kostensicht keine Änderungen bewirken. 
Aber das Gebäude fügt sich harmonischer zu den bestehenden Häusern, wie z.B. Raiba dazu, so 
GR Brandstötter weiter. Bürgermeister Reinthaler spricht die Einrichtungsvorschläge für den im 
1. Stock befindlichen Sitzungssaal an und meint, mit den verschiedenen Stellmöglichkeiten, für 
bis zu 90 Personen, erhält das Gebäude einen multifunktionellen Charakter. Nicht nur für 5 GR-
Sitzungen im Jahr sondern auch für Vorträge. GR Zeilberger findet die Gestaltung des Gebäudes 
für gelungen, aber die Straße, ist nach Meinung vor Hr. Zeilberger eine Fehlplanung. GR Mayr 
betont, dass dieser Plan eine perfekte Lösung sei und es passt zur Umgebung.   
 
 
Beschluss: 
Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann per Hand erheben der Grundsatzbeschluss sowohl 
über die Situierung des Amtsgebäudes und der neuen Zufahrtsstraße laut zur Kenntnis gebrach-
ten Lageplan des Architektenbüros Team M beschlossen. Der Antrag wird mit 17 Ja-Stimmen zu 
3 Gegenstimmen (GR Brandstötter, Schnallinger u. Zeilberger) angenommen.  
 
 
 

21. Allfälliges 
Bürgermeister Reinthaler informiert den Gemeinderat, dass der Reichersberger Gemeinderat ei-
nen Beitritt zum Wirtschaftspark abgelehnt hat. Über eine weitere Vorgehensweise wird bei der 
nächsten Arbeitskreissitzung am 20. Jänner 2015 gesprochen. 
 
Der Vorsitzende berichtet von Vernetzungstreffen Integration, wo nur 5 Bürgermeister sich betei-
ligt haben und es wird für Betriebe aus der Region immer wichtiger höherqualifizierte Mitarbei-
ter aus anderen Ländern zu bekommen. Zum Beispiel arbeiten bei der Fa. FACC mittlerweile, 
Mitarbeiter aus 44 Nationen.  
 
Herr Reinthaler meldet, dass im Bezirk Ried in nächster Zeit noch 190 Plätze für Asylanten ge-
schaffen werden müssen. Eine Schaffung von kleinen Unterkünften (5 Personen) ist aus Arbeits-
gründen nicht gewollt.  
 
 

22. Fragestunde 
Es erfolgte keine Wortmeldung. 


